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des Standortauswahlgesetzes 

Vorschlag des Endlagerstandorts mit der bestmöglichen Sicherheit 

mittels zielgerichteter Erkundungen 

1 Das selbsthinterfragende und lernende Verfahren 

Die Grundlage für die Ermittlung des Standortes für das Endlager für hochradioaktive Abfälle in 

Deutschland ist das Standortauswahlgesetz (StandAG). Es wurde im Jahr 2017 letztmalig umfassend 

novelliert, nachdem die vom Bundestag eingesetzte Kommission „Lagerung hoch radioaktiver 

Abfallstoffe“ (Endlagerkommission) zwei Jahre lang über die Ausgestaltung des 

Standortauswahlverfahrens diskutiert und entsprechende Vorschläge in ihrem Abschlussbericht 

vorgelegt hat. An dem durch dieses Verfahren ermittelten Standort soll die Endlagerung in tiefen 

geologischen Formationen in einem für diese Zwecke errichteten Endlagerbergwerk mit dem Ziel des 

endgültigen Verschlusses erfolgen. International besteht Konsens darüber, dass dieses Vorgehen den 

dauerhaften Schutz von Menschen und Umwelt vor den schädlichen Wirkungen hochradioaktiver 

Abfälle bestmöglich gewährleistet. Das StandAG gibt vor, dass für die Endlagerung dieser Abfälle 

grundsätzlich die Wirtsgesteine Steinsalz, Tongestein und Kristallingestein in Betracht kommen. Ziel 

ist, in einem wissenschaftsbasierten Verfahren transparent, partizipativ, selbst hinterfragend und 

lernend den Standort zu bestimmen, der die bestmögliche Sicherheit für eine Million Jahre bietet.  

Nach derzeitiger Rechtslage erfolgt die Ermittlung des Standorts mit der bestmöglichen Sicherheit 

anhand eines vergleichenden Vorgehens in drei Phasen. Jede der drei Phasen verfolgt das Ziel, 

sicherheitsgerichtet Unterschiede zwischen Gebieten zu ermitteln und dadurch eine Einengung der 

weiter zu untersuchenden Gebiete vorzunehmen. Basierend auf den Ergebnissen des 

Zwischenberichts Teilgebiete ermittelt die BGE aktuell in Schritt 2 der Phase I Standortregionen für 

die übertägige Erkundung. Die übertägige Erkundung der gesetzlich festgelegten Standortregionen 

mittels geophysikalischen Oberflächenverfahren, zum Beispiel Seismik, und umfangreichen 

Bohrungen dient in Phase II dazu, Daten zu erheben, um durch die gesetzlich festgelegten Kriterien 

und Durchführung der weiterentwickelten vorläufigen Sicherheitsuntersuchungen (wvSU) Standorte 

für die untertägige Erkundung in Phase III zu ermitteln. Die untertägige Erkundung der gesetzlich 

festgelegten Standorte erfolgt anschließend an mindestens zwei Standorten mit Hilfe von 

Erkundungsbergwerken. Diese Zahl ergibt sich aus dem StandAG, wonach die Bundesgesellschaft für 

Endlagerung (BGE) im Ergebnis der untertägigen Erkundung eine vergleichende Bewertung der 

betrachteten Standorte durchzuführen hat. Am Ende des Verfahrens wird das Gebiet als Standort 

vorgeschlagen, welches die sicherheitsrelevanten Eigenschaften bestmöglich erfüllt. Die 

abschließende Standortfestlegung trifft der Gesetzgeber. 

Gemäß dem Prinzip eines lernenden Verfahrens sind Anpassungen in der Vorgehensweise aufgrund 

von neu gewonnen Erfahrungen und/oder der Weiterentwicklung des Stands von Wissenschaft und 

Technik nicht nur möglich, sondern geboten. Bereits im Bericht der Endlagerkommission (BT-Drs. 

18/9100) wird eingeschätzt, dass der im StandAG gesetzte Zeitrahmen unrealistisch ist. Es wird 

ebenfalls begründet, warum dieser Zeitrahmen gewählt wurde und gleichzeitig dazu angeregt, 

Forschung zu fördern, „um Optionen zu entwickeln, wie zeitintensive Prozesse wie etwa die 

untertägige Erkundung verkürzt werden können“ (BT-Drs. 18/9100).  

https://www.bundestag.de/resource/blob/434430/35fc29d72bc9a98ee71162337b94c909/drs_268-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/434430/35fc29d72bc9a98ee71162337b94c909/drs_268-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/434430/35fc29d72bc9a98ee71162337b94c909/drs_268-data.pdf
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2 Die Bedeutung der Erkundungen im Standortauswahlverfahren 

Mit der Festlegung der Standortregionen durch den Gesetzgeber beginnt die standortspezifische 

Datenerhebung mittels Erkundungen im Standortauswahlverfahren. Die spezifischen 

Erkundungsbedarfe leiten sich aus den Anforderungen der jeweiligen vorläufigen 

Sicherheitsuntersuchungen und Anwendung der Kriterien nach §§ 22-24 StandAG ab. 

Erkundungsbedarfe beruhen auf Kenntnisdefiziten, welche durch Erkundungsmaßnahmen reduziert 

werden können. Ursache von Erkundungsbedarfen ist hauptsächlich eine lokal geringe 

Datenverfügbarkeit. Konkret dienen die Erkundungen dazu, die standortbezogenen 

geowissenschaftlichen Daten zu ermitteln, die für die erneute Anwendung der Anforderungen und 

Kriterien gemäß StandAG und zur Durchführung der weiterentwickelten vorläufigen 

Sicherheitsuntersuchungen sowie in letzter Instanz umfassenden vorläufigen 

Sicherheitsuntersuchungen (uvSU) erforderlich sind. Dafür kommen grundsätzlich geophysikalische 

Oberflächenverfahren, (zum Beispiel Potentialverfahren und Reflexsionsseismik) sowie 

Bohrprogramme oder im Falle einer untertägigen Erkundung das Errichten von 

Erkundungsbergwerken in Betracht. 

Die für diese sicherheitsgerichtete Bewertung von Gebieten benötigten Daten müssen dabei jedoch 

nicht zwingend in exakt gleichem Umfang für alle Gebiete erhoben werden. Die BGE verfügt schon jetzt 

auf der Basis von für andere Zwecke in der Vergangenheit erhobenen Daten über unterschiedliche 

Kenntnisstände in den künftig weiter zu bewertenden Gebieten. Ziel der Erkundungen ist folglich nicht 

das Erzeugen einer vollumfänglichen und einheitlichen Informationsbasis (100%-Anspruch in allen 

Gebieten), sondern die Schaffung einer Datenlage, die zur vergleichenden sicherheitsgerichteten 

Bewertung der Gebiete im Rahmen der vorläufigen Sicherheitsuntersuchungen notwendig ist.  

Die BGE wird die Erkundungsprogramme zielgerichtet aufsetzen und entsprechend fortschreiben. Aus 

Sicht der BGE scheint es nach derzeitigem Kenntnisstand möglich, mit Hilfe von Oberflächenverfahren 

und Bohrungen einen Standort mit der bestmöglichen Sicherheit für die Errichtung eines Endlagers für 

hochradioaktive Abfälle zu ermitteln (BGE 2025/1). 

Erkundungsbergwerke sind aus Sicht der BGE nur erforderlich, wenn kein eindeutiger 

Standortvorschlag mittels Oberflächenverfahren und Bohrungen ermittelt werden kann. Die vom 

BMUKN vorgeschlagene Optionalität der untertägigen Erkundung mittels Bergwerken unterstützt die 

zielgerichtete Vorgehensweise der BGE im Rahmen der Erkundungen und schließt keine 

Erkundungsmaßnahmen obligatorisch aus.  

Im Abschlussbericht der Endlagerkommission wird auf die Errichtung eines Erkundungsbergwerks 

zum Zweck der untertägigen Erkundung nicht weiter eingegangen. Lediglich im Glossar wird die 

untertägige Erkundung als Erkundungsbergwerk, „in dem geowissenschaftliche und geotechnische 

Untersuchungen durchgeführt werden können“ (BT-Drs. 18/9100), beschrieben. Eine Begründung der 

zwingenden Notwendigkeit für Erkundungsbergwerke findet sich hingegen nicht. Ein zentraler 

Diskussionspunkt in der Endlagerkommission war jedoch, wie mit dem Erkundungsbergwerk Gorleben 

in Niedersachsen umgegangen werden kann. Dabei spielte auch die Frage eine Rolle, inwieweit ein 

Vergleich mit dem Standort Gorleben mit Hilfe eines weiteren Erkundungsbergwerks zu einem 

https://www.bge.de/fileadmin/user_upload/Standortsuche/Wesentliche_Unterlagen/05_-_Meilensteine/20250130_Diskussionsvorschlag_Beschleunigung_Standortauswahlverfahren_barrierefrei.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/434430/35fc29d72bc9a98ee71162337b94c909/drs_268-data.pdf
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späteren Zeitpunkt im Verfahren notwendig sein würde. Der Standort Gorleben wurde im 

Standortauswahlverfahren wie jeder andere mögliche Standort in Deutschland behandelt. Mit der 

Veröffentlichung des Zwischenbericht Teilgebiete im September 2020 (BGE 2020/7, BGE 2020/9) ist 

der Salzstock Gorleben jedoch aus dem Standortauswahlverfahren ausgeschieden und wird daher 

nicht bei den weiteren Arbeiten der BGE zu den Vorschlägen über die Standortregionen betrachtet. 

3 Schlussfolgerungen für das Standortauswahlverfahren 

Unter Abwägung aller Verfahrensprinzipien ist es für eine erfolgreiche Umsetzung des 

Standortauswahlverfahrens nach Auffassung der BGE wichtig, die Betrachtungstiefe im Rahmen der 

Erkundungen so zu wählen, dass eine fachliche Entscheidung ermöglicht wird. Erkundungsbergwerke 

sind nach Einschätzung der BGE und international verfügbarer Erfahrungen für eine den Prinzipien des 

StandAG folgende Standortentscheidung nicht zwingend erforderlich. Diese müssen daher nicht als 

obligatorischer Bestandteil der Standortauswahl betrachtet werden.  

Die BGE geht aktuell davon aus, dass durch die Nutzung von geophysikalischen Oberflächenverfahren 

und Bohrungen der Vorschlag eines Standortes mit der bestmöglichen Sicherheit im vergleichenden 

Standortauswahlverfahren erreicht werden kann. Die sich daraus ergebenden Aufwandsreduzierun-

gen wirken sowohl zeit-, als auch kostenreduzierend. Erste zeitliche Schätzungen gehen davon aus, 

dass die Ermittlung eines Standortes mit der bestmöglichen Sicherheit ohne eine dritte 

Erkundungsphase mittels Erkundungsbergwerke einen Zeitvorteil von 13 – 33 Jahren einbringen kann, 

je nachdem, wie viele Standorte zu erkunden sind.  

Damit erscheint eine Standardfestlegung zu Mitte des Jahrhunderts realistisch, insofern die 

Erkundungen zügig beginnen können und keine zeitlichen Verzögerungen durch z. B. Nutzungs- und 

Betretungsrechte im Rahmen der Erkundungen erfolgen.  

Nach fachlicher Einschätzung der BGE ist eine Standortbestimmung bis Mitte des Jahrhunderts nur 

durch eine Anpassung der gesetzlichen Rahmenbedingungen möglich, die einen Verzicht auf das 

Errichten von Erkundungsbergwerken ermöglicht. 

 

 

 

 

 

 

 

  

https://www.bge.de/fileadmin/user_upload/Standortsuche/Wesentliche_Unterlagen/Zwischenbericht_Teilgebiete/Zwischenbericht_Teilgebiete_barrierefrei.pdf
https://www.bge.de/fileadmin/user_upload/Standortsuche/Wesentliche_Unterlagen/Zwischenbericht_Teilgebiete/___36_Salzstock_Gorleben_barrierefrei.pdf
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